
Gemeinsame Erklärung: Schluss mit den Aufmärschen des 

rechtsextremen sogenannten "Team Menschenrechte" in Nürnberg 

Am Montagabend, den 10. August 2026, ist es nach der Demonstration des rechtsextremen sogenannten "Team 

Menschenrechte Nürnberg" (TMR) auf einem Parkplatz am Rand der Nürnberger Innenstadt erneut zu massiver  

Gewalt von Rechts gekommen. Wir – Gruppen und Einzelpersonen aus dem gesamten antifaschistischen Spektrum – 

erklären dazu gemeinsam: 

Was am Montag geschah 

Rund 50 TMR-Anhänger*innen zogen erneut durch die Nürnberger Innenstadt, begleitet von bis zu 200 

Gegendemonstrierenden. Nach Ende der Demonstration verlagerte sich das Geschehen auf einen nahegelegenen 

Parkplatz, wo TMR regelmäßig nach seinen Montagsdemos zusammenkommt. Dort kam es zu massiven körperlichen 

Auseinandersetzungen. Die Ermittlungsgruppe "Logan" der Nürnberger Kriminalpolizei ist mit dem Fall befasst, 

Ergebnisse zu Verletzten und Anzeigen stehen noch aus. 

Die Faktenlage stellt sich wie folgt dar: Für diesen Parkplatz lag bereits seit rund zwei Wochen bei der Stadt 

Nürnberg eine Versammlungsanmeldung für eine Gegendemonstration vor. Die antifaschistischen Protestierenden 

haben TMR also nicht verfolgt, um dort eine Konfrontation zu suchen. Die Versammlungsfläche war zuerst von der 

Gegendemonstration besetzt; TMR versuchte anschließend, sich diesen Ort ebenfalls anzueignen. Die Eskalation und 

die Gewalt gingen von TMR aus, nicht vom demokratischen Gegenprotest. 

Unter den Teilnehmer*innen des TMR befand sich auch Frank Kettner, führender Kopf der Gruppierung. Nach 

übereinstimmenden Augenzeug*innenberichten stürmte er in die Menge der Gegendemonstrierenden, stieß 

Menschen zu Boden und schlug auf sie ein. Zu diesem Vorfall liegen bislang keine Presseberichte vor – wir schildern 

ihn auf Grundlage der Beobachtungen von Menschen, die vor Ort waren, und behalten uns rechtliche Schritte vor. 

Zeug*innen bitten wir, sich zu melden. 

Was bei TMR unter dem Deckmantel von "Menschenrechten" stattfindet, ist einschlägig bekannte, organisierte 

rechtsextreme Mobilisierung mit Anschluss an AfD und Neonazi-Milieu. 

Die Rolle der selbsternannten “Medienaktivist*innen” 

Bei den Aufmärschen ist inzwischen eine zweite Gruppe fester Bestandteil des Geschehens: Streamer*innen und 

selbsternannte "Medienaktivist*innen", die sich auf die Pressefreiheit berufen, tatsächlich aber gezielt Hetze und 

Doxing betreiben. Die Polizei selbst bestätigt das öffentlich: Diese Personen würden die Pressefreiheit ausnutzen, um 

in der gegnerischen Versammlung zu provozieren, und wechselten je nach Situation zwischen der Rolle als Presse 

und als Aktivist*innen. 

Am Montag wurden diese Streamer*innen in eine eigens eingerichtete Pressezone verwiesen. Gehalten hat sich 

daran kaum jemand. Kanäle wie “Weichreite TV” verließen die Zone nach wenigen Minuten; am Ende befand sich 

keine einzige Person mehr dort. Der Polizei ist es damit erneut misslungen, diese Aktivist*innen tatsächlich 

fernzuhalten. 

Wir stellen klar: Diese selbsternannten Journalist*innen sind keine Presse. Sie betreiben Hass und Hetze als 

Geschäftsmodell. Jede Eskalation bringt ihnen mehr Klicks und mehr Reichweite – wer das weiß, muss auch 

verstehen, dass Provokation für sie kein Betriebsunfall, sondern das Ziel ist. Eine Polizei, die glaubt, mit einer 

freiwilligen Pressezone sei das Problem gelöst, hat die Anreizstruktur nicht verstanden, mit der sie es zu tun hat. 

Andere Städte zeigen, dass es geht 

Dass konsequentes Vorgehen gegen Streamer*innen wie Sebastian Weber alias “Weichreite TV” möglich ist, zeigen 

andere Städte: 



• Berlin hat Weber am 9. Mai 2025 einen klaren Platzverweis erteilt – öffentlich kommuniziert durch die 

Polizeisprecherin, ohne dass die Berufung auf "Pressefreiheit" daran etwas geändert hätte. 

• Kassel zog ihm bereits 2021 den (ohnehin nicht bundeseinheitlichen) Presseausweis ein und händigte ihn nicht 

wieder aus. 

• Selbst Nürnberg hat gezeigt, dass Konsequenzen möglich sind: Das Landgericht Nürnberg-Fürth verurteilte 

Weber wegen Beleidigung eines Polizeibeamten in einem seiner Livestreams. 

Diese Beispiele widerlegen die Behauptung, der Polizei seien bei solchen Streamer*innen grundsätzlich die Hände 

gebunden. Sie zeigen, dass Platzverweise und der Einzug von Presseausweisen wirksame und rechtlich anerkannte 

Mittel im Rahmen von Versammlungen unter freiem Himmel sind – wenn man sie konsequent anwenden will. Die 

Nürnberger Polizei muss diese Konsequenz auch am Rand der TMR-Aufmärsche zeigen, statt sich hinter einer 

wirkungslosen Pressezone zu verstecken. 

Der Doppelstandard der Polizei 

Was uns besonders verwundert: Die Polizei hat sehr wohl die Mittel, Menschen von Versammlungsflächen 

fernzuhalten – sie nutzt sie nur einseitig. Bei den TMR-Demonstrationen selbst wird konsequent abgeschirmt: Wer 

“zu links” aussieht, kommt gar nicht erst auf die Versammlungsfläche. Bei den eigenen Leuten von TMR und bei den 

mit ihnen verbandelten Streamer*innen dagegen versagt dasselbe Instrumentarium plötzlich vollständig. 

Über Monate hat die Polizei bei den Montagsdemos massiv auf Präsenz gegen die Gegendemonstrationen gesetzt: 

Reiterstaffeln, Hubschrauber, hunderte Beamt*innen im Großeinsatz, um jede Annäherung an TMR zu verhindern. 

Am vergangenen Montag hat sie dafür die Quittung bekommen – und zwar von Rechts. Während die Polizei 

jahrelang ihre gesamte Präsenz gegen uns aufgebaut hat, war sie in dem Moment, in dem TMR und die 

Streamer*innen selbst eskalierten, nicht in der Lage, die Situation zu kontrollieren. Wer seine Kräfte 

ungleichgewichtet gegen eine Seite aufbaut, darf sich nicht wundern, auf der anderen Seite blind zu sein. 

Hinzu kommt: Menschen, die von TMR-Anhänger*innen unerlaubt fotografiert oder gefilmt werden – auch 

außerhalb jeder Versammlungsfläche –, wird von der Polizei regelmäßig die Wahrung ihrer Persönlichkeitsrechte 

durch Anzeigeaufnahme verweigert. Auch das ist keine Frage fehlender rechtlicher Mittel, sondern  Diskriminierung 

und vollkommene Verweigerung gegenüber der juristischen Faktenlage. 

Unsere Forderungen 

Wir stellen klar: Wir wollen TMR und die mit ihnen verbandelten rechten Streamer*innen nicht auf unseren 

Versammlungen. Dass von ihnen eine konkrete Störung der öffentlichen Ordnung ausgeht, haben sie am Montag 

erneut unter Beweis gestellt. Wir fordern die Polizei auf, diese Personen aus genau diesem Grund konsequent von 

unseren Versammlungen fernzuhalten und zu entfernen. 

An die Stadt Nürnberg: 

Wir fordern die Prüfung aller rechtlichen Mittel, um TMR künftig keine weiteren Versammlungsgenehmigungen in 

der Innenstadt und insbesondere in der Straße der Menschenrechte zu erteilen. Gerade für die Stadt Nürnberg mit 

ihrer besonderen historischen Verantwortung sind regelmäßige Neonaziaufmärsche vor diesen Kulissen hochgradig 

rufschädigend. Die Stadt verspielt ihre Glaubwürdigkeit. 

An die Polizei Mittelfranken: 

• Schluss damit, TMR als Günstlinge zu behandeln, denen man alles durchgehen lässt. TMR sind Rechtsextreme, 

ein Teil ihrer Mitglieder ist einschlägig vorbestraft, und die Gruppe sympathisiert offen mit rechtskräftig 

verurteilten Nazis. Sie wird vom Bayerischen Verfassungsschutz beobachtet – die Polizei muss sie endlich 

entsprechend behandeln, statt sie zu schonen. 



• Konsequentes Einschreiten, wenn TMR-Anhänger*innen und ihnen nahestehende Streamer*innen die 

Teilnehmer*innen des Gegenprotests unter den Augen der Polizei provozieren. Das darf nicht länger 

folgenlos bleiben. 

• Konsequente Platzverweise und Ingewahrsamnahmen gegen Streamer*innen, die sich nicht an zugewiesene 

Pressezonen halten oder als Aktivist*innen auftreten, oder beispielweise durch Anfertigung von 

ungenehmigten Portraitaufnahmen direkt vor den Augen der Polizei gegen geltendes Recht verstoßen. 

• Gleiche Standards beim Fernhalten von Personen von Versammlungsflächen – unabhängig vom politischen 

Lager 

• Aufnahme von Anzeigen wegen unerlaubter Fotografien/Filmaufnahmen durch TMR-Anhänger*innen, auch 

außerhalb von Versammlungsflächen.  

An die Nürnberger Lokalpolitik: 

Eine klare, öffentliche Positionierung gegen eine vom Verfassungsschutz beobachtete rechtsextreme Gruppierung ist 

überfällig. Sonntagsreden reichen nicht. 

An das bayerische Innenministerium: 

Wir fordern ein Verbot des TMR. Dass dies grundsätzlich möglich ist, zeigt ein Blick in die Geschichte: Seit Gründung 

der BRD wurden auf Bundes- oder Landesebene bereits über 100 rechtsextreme Gruppen, Vereine und 

Organisationen verboten. Ein Verbot von TMR wäre damit kein Novum, sondern die konsequente Anwendung eines 

bewährten rechtsstaatlichen Instruments. 

Solidarität 

Unsere Solidarität gilt allen, die am Montag Ziel von Gewalt wurden. Wir lassen uns von den wöchentlichen 

Aufmärschen der Rechtsextremist*innen nicht einschüchtern und werden weiter auf die Straße gehen – so lange, bis 

TMR in Nürnberg keinen Platz mehr hat. 

Die Unterzeichnenden: 

• Alerta-Parade 

• Arbeitskreis Gegen Rechts BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN Nürnberg 

• Befreiungstheologische Basisgemeinde 

Nürnberg 

• BRAF 

• BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Kreisverband 

Nürnberg 

• Cadolzburger Bündnis gegen Rechtsextremismus 

• Die Arschlöcherinnen 

• ErRoR – Rhythms of Resistance Erlangen 

• Festung der Demokraten 

• Grantifa Nürnberg 

• GRÜNE JUGEND Nürnberg 

• HandmaidsRiot Nürnberg 

 

 

 

 

• Kunstverein 

• Menschenwürde verteidigen – AfD Verbot jetzt! 

(Lokalgruppe Erlangen/Nürnberg) 

• Musiker*innen gegen Nazis 

• Nürnberger Bündnis Nazistopp 

• Oberpfälzer Bündnis für Toleranz und 

Menschenrechte, Neumarkt 

• Omas gegen Rechts, Erlangen-Mittelfranken 

• Omas gegen Rechts, Nürnberg 

• Omas gegen Rechts, Nürnberg Ortsgruppe 

AlFiMoLa 

• Tsunami Soundsystem 

• Vegan Vernetzt Nürnberg 

• VerLINKung 


